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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen des .Gesundheitswesens 
(14. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über das Apothekenwesen 

- Drucksache 1233 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Steinbiß: 


Der spröde Stoff eines Apothekengesetzes, das 
eine Fülle von politischer Dynamik enthält, gibt 
dem Berichterstatter über die nunmehr vorliegende 
Regierungsvorlage keine Möglichkeit, ihn durch 
Hervorziehung politischer Momente interessant zu 
machen. 

Zur Regelung des Apothekenwesens lagen zwei 
Anträge vor, einmal ein Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung (Drucksache 1233) und ein Initiativ- 
antrag der Abgeordneten Platner und Genossen 
(Drucksache 1083). 

In der ersten Lesung im Bundestag wurden 
beide Anträge dem Ausschuß für Fragen des Ge- 
sundheitswesens, dem Rechtsausschuß und dem 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik überwiesen. Feder- 
führend wurde der Ausschuß für Fragen des Ge- 
sundheitswesens eingesetzt. 

Der Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens 
nahm seine Beratungen am 13. Juli 1955 auf. In 
seiner ersten Sitzung beschloß er nach langer und 
ausführlicher Diskussion, den Regierungsentwurf 
(Drucksache 1233) zur Grundlage seiner Beratungen 
zu machen. Es ergab sich und war nur natürlich, 
daß im Verlauf der Diskussion wiederholt Bestim- 
mungen des Platner-Entwurfs herangezogen wur- 
den. 

Der Erste Abschnitt des Regierungsentwurfs 
spricht von den Arten der Betriebsberechtigungen 
und den persönlichen Voraussetzungen für ihre 
Ausübung. Der § 1 bringt die Aufzählung der be- 
stehenden Betriebsbereditigungen. Aus Gründen 
der Systematik erwies es sich als notwendig, alle 
bestehenden Betriebsrechte einmal im Gesetz auf- 
zuzählen. Bei der Beratung über die einzelnen Be- 
rechtigungen mußte sich der Ausschuß entscheiden, 
ob er grundsätzlich den Weg des Platner-Entwurfs 
und damit den der freiverkäuflichen und vererb- 
lichen Apotheke gehen oder ob er dem Regierungs- 
entwurf mit Aufrechterhaltung der unveräußer- 
lichen Apotheke in Form der Personalkonzession 
folgen wollte. Der Ausschuß hat sich nach langer 
und gründlicher Aussprache mit überwiegender 


Mehrheit für den zweiten Weg entschlossen. Für 
den vom Ausschuß gefaßten Beschluß waren fol- 
gende Gründe vorwiegend maßgebend: 

Die Apotheke ist zwar zu den gewerblichen Be- 
trieben zu rechnen, nimmt 1 aber unter diesen durch- 
aus eine Sonderstellung ein. Die Apothekenbetriebs- 
ordnung macht es dem Apotheker in weitem Um- 
fang unmöglich, seinen Betrieb nach kaufmän- 
nischen Gesichtspunkten zu führen, verpflichtet 
ihn vielmehr im Interesse der Volksgesundheit, 
vielfach entgegen den sonst üblichen Geschäfts- 
prinzipien zu handeln. Die Sicherheit der Arznei- 
versorgung kann nur erreicht werden, wenn dem 
Apotheker weitgehende Betriebsvorschriften — 
vorgeschriebene Lagerhaltung, vorgeschriebener 
Preis und Beschaffenheit seiner Arzneimittel, Be- 
schäftigung von in bestimmter Weise ausgebilde- 
tem Personal und Bereitschaft zum Nacht- und 
Sonntagsdienst — auferlegt werden. Eine Einhal- 
tung dieser einschränkenden Betriebsvorschriften 
erscheint nur möglich, wenn dem Apotheker eine 
gewisse wirtschaftliche Sicherung gegeben wird. 
Hieraus ergibt sich, daß zur Erfüllung der gesund- 
heitspolitischen Aufgaben der Apotheke an dem 
Prinzip der Konzessionierung und an einer Be- 
schränkung der Zahl der Apotheken festgehalten 
werden muß. 

Im Interesse einer gleichmäßigen und schnellen 
Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln ist 
es erforderlich, den Standort der Apotheke zu be- 
stimmen. Diese Forderung ist bei freier Nieder- 
lassung der Apotheken nicht gewährleistet. Diese 
vom Staat eingeräumte Sonderstellung der Apo- 
theke erschien dem Ausschuß unvereinbar mit der 
generellen Veräußerlichkeit der Apothekenbetriebs- 
rechte. Zudem glaubte der Ausschuß, in der unver- 
äußerlichen Konzession größere Berufsaussichten 
des Nachwuchses zum Selbständigwerden zu sehen. 
Hiermit lag der Weg fest. 

Zu den in § 1 erwähnten Privilegien und Real- 
rechten und den Realkonzessionen nahm der Aus- 
schuß folgende Stellung ein: 
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Diese Betriebsformen sind vermögensgleiche 
Rechte, deren Ablösung nur gegen eine angemes- 
sene Entschädigung möglich wäre. 

Als dritte Form ist die Personalkonzession, eine 
persönliche Konzession ohne Präsentationsrecht, 
aufgeführt. 

Die anderen vier Arten von Betriebsberechtigun- 
gen werden bei den entsprechenden Paragraphen 
besprochen. 

Der § 2 wird im Zusammenhang mit dem Gut- 
achten des Rechtsausschusses erwähnt werden. 

§ 3 hat eihe Ergänzung durch den Satz „Sie er- 
löschen durch Verzicht.“ erfahren. Damit wird die 
einzige Möglichkeit des Wegfalls dieser Berech- 
tigungen genannt. 

In § 4 Abs. 2 wird das Wort „örtlich“ gestrichen, 
da es in diesem Zusammenhang unnötig ist. 

Im Abs. 4 dieses Paragraphen ist der zweite Satz 
zur Verdeutlichung neu gefaßt worden. Er liegt 
Ihnen vor. 

§ 5 brachte eine ausführliche Diskussion. Der 
Abs. 1 und 2 wurde in der Fassung des Regierungs- 
entwurfs angenommen. 

Die weiteren Absätze wurden in einem § 5 a neu 
gefaßt. 

Es standen zur Debatte die Betriebserlaubnisse, 
die nach Einführung der Niederlassungsfreiheit in 
den Ländern der früheren amerikanischen Besat- 
zungszone erteilt wurden. Der Regierungsentwurf 
sah vor, daß die während der Niederlassungsfreiheit 
gegründeten Apotheken einmal verkäuflich sein 
sollten. Der Käufer selbst soll dann eine Personal- 
konzession erhalten. 

Dadurch sollte der Tatsache Rechnung getragen 
werden, daß diese Apotheken durch persönliche 
Initiative als freie Geschäftsgründungen entstanden 
waren. In dem Ausschuß wurde besonders von 
bayerischer Seite geltend gemacht, daß nach dem 
bayerischen Apothekengesetz auch die alten Per- 
sonalkonzessionen als verkäufliche Apotheken im 
Sinne der Lizenzen anzuisehen seien und praktisch 
als solche behandelt wurden. Dem Ausschuß erschien 
es zweckmäßig, juristische Stellungnahmen der 
bayerischen Landesregierung und der Bundesregie- 
rung einzuholen. Eine völlige Einigung der beider- 
seitigen Meinungen konnte nicht erzielt werden. 

Um eine Überbrückung der gegensätzlichen An- 
sichten zu erzielen, wurde aus dem Ausschuß her- 
aus der Antrag gestellt, die vor der Einführung der 
Niederlassungsfreiheit entstandenen Personalkon- 
zessionen in den Ländern der amerikanischen Be- 
satzungszone wie die Lizenzen zu behandeln, d. h. 
den derzeitigen Inhabern zu gestatten, die Apotheke 
einmal frei zu verkaufen oder zu vererben. 

§ 6 wurde in der Fassung des Regierungsentwurfs 
angenommen. 

In § 7 bot der Abs. 3 gewisse Schwierigkeiten, In 
diesem Absatz wird das Initiativrecht des Apothe- 


kers zur Gründung von Apotheken auf der Grund- 
lage von 7000 Einwohnern je Apotheke festgelegt. 
Man war im Ausschuß im Zweifel, ob man auf die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung eingehen 
sollte. Da bei den durch Initiative entstehenden 
Apotheken die Lage der Apotheke durch die Be- 
hörde nicht beeinflußt werden kann, erscheint diese 
Art der Errichtung von Apotheken in zerstreuter 
Siedlung nicht am Platze. Der Ausschuß war jedoch 
, n der Ansicht, daß in Gemeinden mit über 30 000 Ein- 
wohnern ein Initiativantrag zum Zuge kommen 
sollte. Es wurde eine Bestimmung aufgenommen, 
wonach das Initiativrecht erst ausgeübt werden 
kann, wenn die Behörde binnen einem Jahr die 
erforderlichen neuen Apotheken nicht ausgeschrie- 
ben hat. 

Darüber hinaus wurde festgelegt, daß ein solcher 
Antragsteller ein Approbationsalter von mindestens 
10 Jahren nachweisen muß. Damit soll erreicht 
werden, daß die Bewerber eine gewisse Berufs- 
erfahrung besitzen. 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 wurde gestrichen, da der vor- 
gängige Nachweis von geeigneten Räumen für den 
Apothekenbetrieb als eine unbillige Erschwerung 
für die Gründung der Apotheken angesehen wurde. 

Die Bestimmung des Abs. 3 wurde dahingehend 
erweitert, daß die vom Bundesministerium des 
Innern zu erlassende Rechtsverordnung auch Vor- 
schriften über die Vergabe von Personal konzes- 
sionen enthalten soll. 

§ 9 wurde in der Fassung des Regierungsentwurfs 
angenommen. § 9 beseitigt Härten, die von Per- 
sonalkonzessionen oft empfunden wurden, wenn 
ein Kind des Inhabers die Konzession nicht er- 
halten konnte, obwohl es bereits seit mehreren 
Jahren in der Apotheke tätig war. 

Auch der § 10 bringt gewisse Erleichterungen zur 
Erlangung einer Personalkonzession für Pächter 
und Angestellte. 

Die §§ 11 und 12 haben nur formale Änderungen 
erfahren. 

Die Bestimmungen über Zweigapotheken (§14) 
wurden ohne Änderungen angenommen. 

In § 15 wurde eine Bestimmung über den Um- 
fang der Abgabeberechtigung für Arzneien durch 
Krankenhausapotheken eingefügt. Es wurde außer- 
dem festgestellt, daß die Krankenhausapotheke im 
Bereich der Bodelschwinghschen Anstalten im bis- 
herigen Umfange weiterbetrieben werden kann. 

Im § 16 wurde im Absatz 2 die Bestimmung auf- 
genommen, daß ein Pächter drei Jahre nach der 
Approbation als Apotheker tätig gewesen sein muß, 
um auch als Pächter ein Mindestmaß an Berufs- 
erfahrung zu gewährleisten. 

Die §§ 17 bis 24 sind aus dem bisher geltenden 
Gesetz über die Verpachtung und Verwaltung von 
öffentlichen Apotheken im wesentlichen übernom- 
men worden. 
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§ 25 beinhaltet, daß der Besitz mehrerer Apo- 
theken nicht gestattet ist, da es dem Ausschuß 
erwünscht schien, daß der Inhaber seine Apotheke 
selbst leitet. Außerdem wird der Mehrbesitz von 
Apotheken im Hinblick auf die beschränkte Anzahl 
von Apotheken nicht als vertretbar angesehen. In 
dem geforderten Verkaufszwang wurde eine Ver- 
letzung des Art. 14 GG nicht erblickt. 

In § 26 wurde die Genehmigung zur Verlegung 
einer Apotheke allein davon abhängig gemacht, daß 
ein öffentliches Interesse nicht verletzt wird. 

§ 27 regelt das Nutzungsrecht der Witwen und 
Waisen von Betriebsrechtsinhabern. Die Bestim- 
mungen sind dem Beamtengesetz angepaßt. 

Die §§ 28 bis 32 sind aus dem Regierungsentwurf 
ohne sachliche Änderungen übernommen worden. 
§ 33 erfährt nach dem Gutachten des Rechtsaus- 
schusses eine Änderung hinsichtlich des Strafmaßes. 
§ 35 wird gestrichen, da diese Bestimmungen durch 
Abänderung des § 5 gegenstandslos geworden sind. 
§ 35 a: Der Vorschlag des Bundesrates, einen § 35 a 
neu einzufügen mit dem Inhalt, daß Flüchtlingen 
und Vertriebenen das Betriebsrecht hier im Westen 
gegeben wird, das sie in ihrem Heimatorte hatten, 
wird vom Ausschuß mit der Begründung abgelehnt, 
daß diese Frage nicht in diesem Gesetze geklärt 
werden solle. 

§ 36 bringt eine wesentliche Änderung. Im Aus- 
schuß wurde der Antrag gestellt und angenommen, 
daß die Betriebsberechtigungen für Gemeinde- 
apotheken mit Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
löschen. Die Gemeindeapotheken sind in Orten ent- 
standen, wo sich für einen Apotheker keine Exi- 
stenzmöglichkeit bot, die Gemeinde aber das Risiko 
der Apothekengründung und -führung übernahm. 
Diese Voraussetzungen sind heute überholt. So ver- 
fügt z. B. die Stadt Mainz über drei derartige Ge- 
meindeapotheken. Die Meinung des Ausschusses 
war die, daß in Gemeindeapotheken wieder die 
persönliche Initiative zum Zuge kommen sollte. 

Die §§ 37 bis 41 wurden unverändert angenom- 
men. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht nahm in zwei Sitzungen ausführlich zu den 
beiden Gesetzentwürfen Stellung. Zuerst wurde die 
Frage behandelt, bestehen Bedenken verfassungs- 
rechtlicher oder verfassungspolitischer Art? Es 
wurde geprüft, ob die Artikel 3, 12 und 14 des 
Grundgesetzes in Beziehung zu den beiden Ent- 
würfen Bedenken erwecken. Der Rechtsausschuß 
kommt in seinem Gutachten zu dem Beschluß, daß 
er keine Einwände verfassungsrechtlicher noch 
verfassungspolitischer Art hat. In rechtstechnischer 
Hinsicht gab der Ausschuß die Empfehlung, in § 2 
Abs. 4 an Stelle von „Verfehlungen“ „schwere Ver- 
fehlungen“ einzufügen. 

Gegen § 5 a, der das Kompromiß für die Lizenzen 
und die alten Personalkonzessionen der amerikani- 
schen Zone enthält, werden vom Rechtsausschuß 
Bedenken nicht erhoben. Für die §§ 7 und 8 gab der 


Rechtsausschuß einige Empfehlungen. Insbesondere 
sollen die Zeiten nationalsozialistischer Verfolgung 
auf das betreffende Berechtigungsalter voll ange- 
rechnet werden. 

Nun das Gutachten des Ausschusses für Wirt- 
schaftspolitik: Es war zu erwarten, daß der Aus- 
schuß für Wirtschaftspolitik gegen die Verabschie- 
dung der Regierungsvorlage Bedenken äußerte, 
weil er das Wesen der Apotheke nicht von den ge- 
sundheitspolitischen, sondern von wirtschaftspoliti- 
schen Notwendigkeiten her beurteilte. Daher hat 
er auch ausgesprochen, daß die Apotheke ein Ge- 
werbebetrieb sei und daß sie daher auch wirt- 
schaftlichen Gesetzen zu unterliegen habe. In 
welchem Umfange sie außerhalb des Gewerbe- 
rechts liegenden Vorschriften zu unterwerfen sei, 
kann nach Auffassung des Ausschusses erst auf 
Grund der Vorschriften eines Arzneimittelgesetzes 
beurteilt werden. Der Ausschuß ist ferner der Mei- 
nung gewesen, daß für die Behauptung, die Erfah- 
rungen in Gebieten mit vorübergehender Nieder- 
lassungsfreiheit erforderten zwingend die Wieder- 
einführung der Konzessionierung, keine schlüssigen 
Beweise erbracht seien, und schließlich wünscht er, 
daß die Einhaltung gesundheitspolitischer Vor- 
schriften durch die Apothekenbetriebsordnung, 
nicht aber durch Bedürfnisprüfung und Konzes- 
sionierung sicherzustellen sei. Aus diesen Über- 
legungen heraus ist der Ausschuß zu dem Vorschlag 
gekommen, die Beschlußfassung über die beiden 
vorliegenden Entwürfe auszusetzen, die Regierung 
aufzufordern, bis spätestens zum 30. Juni 1956 den 
Entwurf ihres Arzneimittelgesetzes vorzulegen und 
aus diesem Grunde das Apothekengesetz bis zum 
31. März 1957 zu verlängern. 

Der Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens 
hat sich mit überwältigender Mehrheit gegen die 
Vorschläge des Wirtschaftsausschusses entschieden. 
Der leitende Gedanke bei der Beratung des Ge- 
setzes im Gesundheitsausschuß ist von vornherein 
der Gedanke gewesen, die Apotheke nicht als einen 
Gewerbebetrieb zu deklarieren, sondern als eine 
Einrichtung, die große Aufgaben für die Volks- 
gesundheit zu erfüllen hat. Von dieser Auffassung 
hat er sich auch nach sorgfältiger erneuter Prüfung 
der Vorschläge des Wirtschaftsausschusses nicht 
abbringen lassen. Die deutsche Apotheke soll auch 
weiterhin gesundheitspolitische Aufgaben erfüllen. 

Der Gesundheitsausschuß hat sich nicht mit der 
Anregung des Wirtschaftsausschusses befreunden 
können, ein Junktim zwischen dem noch zu erwar- 
tenden Arzneimittelgesetz und dem Gesetz über das 
Apothekenwesen herzustellen. Er vertritt vielmehr 
die Auffassung, daß eine innere Abhängigkeit zwi- 
schen dem Arzneimittelgesetz und diesem Gesetz 
nicht besteht. Auch glaubt er, daß durch die Emp- 
fehlung des Wirtschaftsausschusses, bis zum 30. Juni 
1956 ein Arzneimittelgesetz vorzulegen, eine weitere 
Verzögerung der Regelung des Apothekenwesens 
herbeigeführt wird. Auf keinen Fall glaubt der 
Ausschuß, daß dieser Forderung des Wirtschafts- 
ausschusses bis zur Mitte des nächsten Jahres ent- 
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sprochen werden kann. Die Vorbereitung eines 
Arzneimittelgesetzes erfordert viel Zeit und viele 
Verhandlungen mit den entsprechenden Verbänden 
und Organisationen, die zwar bereits angelaufen 
waren, aber durch das Apothekengesetz zur Ruhe 
kommen mußten. Aus diesem Grunde würde eine 
Verzögerung entstehen, die im Interesse der Volks- 
gesundheit nicht verantwortet werden kann. Mit 
dieser Auffassung entfällt auch die letzte For- 
derung, das Apotheken-Stopp-Gesetz bis zum 
31. März 1957 zu verlängern. Aus all diesen Grün- 
den hat sich der Gesundheitsausschuß nicht ent- 
schließen können, den Empfehlungen des Wirt- 


schaftsausschusses zuzustimmen. Er hat sie mit 
überwältigender Mehrheit abgelehnt. 

Am Ende seiner Beratungen hat der Gesundheits- 
ausschuß einmütig beschlossen, die Drucksache 1083 
als mit der Vorlage dieses Gesetzentwurfs erledigt 
anzusehen. 

Bonn, den 30. Oktober 1955 

Frau Dr. Steinbiß 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1233 — mit 
den aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Änderungen anzunehmen, 

2. den von den Abgeordneten Platner, Dr. Leiske 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Ge- 
setzes über das Apothekenwesen — Druck- 
sache 1083 — durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 
für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 24. Oktober 1955 

Der Ausschuß für Fragen des 
Gesundheitswesens 


Dr. Hammer Frau Dr. Steinbiß 

Vorsitzender Berichterstatterin 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über das Apothekenwesen 
- Drucksache 1233 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen des Gesundheitswesens 

(14. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über das 
Apothekenwesen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundes rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Arten der Betriebsberechtigung 
und persönliche Voraussetzung für die 
Ausübung 

§ 1 

Apotheken dürfen, abgesehen von dem 
Nutzungsrecht nach § 27, nur auf Grund 
einer vom Staate verliehenen Berechtigung 
(Betriebsberechtigung) betrieben werden. Be- 
triebsberechtigungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

1. Privilegien und Realrechte sowie die mit 
diesen etwa verbundenen Betriebsbewilli- 
gungen, 

2. Persönliche Konzessionen mit Präsentations- 
recht (Realkonzessionen), 

3. Persönliche Konzessionen ohne Präsen- 
tationsrecht (Personalkonzessionen), 

4. Erlaubnisse zum Betreiben von Zweig- 
apotheken, 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über das 
Apothekenwesen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Arten der Betriebsberechtigung 
und persönliche Voraussetzung für die 
Ausübung 

S 1 

Apotheken dürfen, abgesehen von dem 
Nutzungsrecht nach § 27, nur auf Grund 
einer vom Staate verliehenen Berechtigung 
(Betriebsberechtigung) betrieben werden. Be- 
triebsberechtigungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. Erlaubnisse zum Betreiben von Zweig- 
apotheken gemäß § 14, 
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Entwurf 

5. Erlaubnisse zum Betreiben von Kranken- 
hausapotheken, 

6. Zwischenerlaubnisse nach § 4 Abs. 5 und 6, 
§11 Abs. 2, §§ 29 und 30, 

7. sonstige Apothekenbetriebserlaubnisse, die 
nach dem 9. Dezember 1948 erteilt worden 
sind. 


S 2 

Eine Betriebsberechtigung darf nur von 
einer Person ausgeübt werden, die 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Ausländer 
im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstel- 
lung heimatloser Ausländer im Bundes- 
gebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) ist; Vereinbarungen in 
zwischenstaatlichen Verträgen bleiben un- 
berührt, 

2. voll geschäftsfähig ist, 

3. die deutsche oder eine ihr gleichgestellte 
Bestallung als Apotheker besitzt, 

4. sich nicht durch wiederholte Verfehlungen 
gegen die Apothekenbetriebsordnung, ge- 
gen Vorschriften über den Verkehr mit 
Arzneimitteln oder gegen Vorschriften 
dieses Gesetzes als unzuverlässig in Bezug 
auf die Führung einer Apotheke erwiesen 
hat und 

5. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche ihrer geistigen oder 
körperlichen Kräfte oder wegen einer Sucht 
zum Betreiben einer Apotheke unfähig 
oder ungeeignet ist. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Privilegien und Realrechte, 
Realkonzessionen, Apothekenbetriebs- 
erlaubnisse nach § 1 Nr. 7 

§3 

(1) Privilegien und Realrechte dürfen nicht 
mehr erteilt werden. 

(2) Geht ein Privileg oder Realrecht auf 
einen anderen über, so hat dieser den Über- 
gang unverzüglich der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. Stellt diese ihm gegenüber fest, 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

5. Erlaubnisse zum Betreiben von Kranken- 
hausapotheken gemäß § 15. 

6. unverändert 

7. unverändert 


§ 2 

u n v e r ä n 


d 


e r t 


ZWEITER ABSCHNITT 

Privilegien und Realrechte, 
Realkonzessionen, Apothekenbetriebs- 
erlaubnisse nach § 1 Nr. 7 

5 3 

(1) Privilegien und Realrechte dürfen nicht 
mehr erteilt werden. Sie erlöschen durch Ver- 
zicht. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

daß er nicht die Voraussetzungen des § 2 er- 
füllt, so hat der neue Inhaber die Berechti- 
gung binnen einem Jahre von dieser Feststel- 
lung ab auf eine Person zu übertragen, die 
die Voraussetzungen des § 2 erfüllt. Beim 
Vorliegen besonderer Umstände kann die zu- 
ständige Behörde die Frist um höchstens sechs 
Monate verlängern. Bis zur Übertragung des 
Privilegs oder des Realrechtes hat der Inhaber 
für eine nichtverpachtete Apotheke einen 
Verwalter zu bestellen. 

f3) Das Nutzungsrecht nach § 27 bleibt 
unberührt. Nach Ablauf des Nutzungsrechtes 
findet Absatz 2 Anwendung. 

(4) Erfüllt der Inhaber eines Privilegs oder 
eines Realrechtes nicht mehr die Vorausset- 
zung des § 2 Nr. 1, so hat er die Berech- 
tigung nach den Bestimmungen des Absatzes 2 
zu übertragen. 

S 4 

(1) Realkonzessionen dürfen nur für Apo- 
theken erteilt werden, die vorher auf Grund 
einer solchen Berechtigung betrieben worden 
sind. 

(2) In der Konzessionsurkunde ist die ört- 
liche Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

(3) Realkonzessionen erlöschen 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des 

§ 2 Nr. 1 nicht mehr erfüllt. 

(4) Der Inhaber einer Realkonzession oder 
dessen Erben haben in den Fällen des Er- 
löschens der Berechtigung das Recht, einen 
Nachfolger zu präsentieren, der die Voraus- 
setzungen des § 2 erfüllt, soweit ihnen dieses 
Pvecht nach den beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften zusteht. Das 
Präsentationsrecht der Erben erlischt, wenn 
es nicht binnen einem Jahre nach Eintritt des 
Erbfalles ausgeübt wird. Beim Vorliegen be- 
sonderer Umstände kann die zuständige Be- 
hörde die Frist um höchstens sechs Monate 
verlängern. 

(5) Der Inhaber der Realkonzession oder 
dessen Erben haben bis zur Erteilung der 
neuen Realkonzession einen Verwalter zu 
bestellen. Der Verwalter bedarf einer Zwi- 
schenerlaubnis. 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) In der Konzessionsurkunde ist die Lage 
der Apotheke zu bezeichnen. 

(3) unverändert 


(4) Der Inhaber einer Realkonzession oder 
dessen Erben haben in den Fällen des Er- 
löschens der Berechtigung das Recht, einen 
Nachfolger zu präsentieren, der die Voraus- 
setzungen des § 2 erfüllt, soweit ihnen die- 
ses Recht nach den beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften zusteht. Das 
Präsentationsrecht des Inhabers und der Er- 
ben erlischt, wenn es nicht binnen einem 
Jahre nach dem Erlöschen der Realkonzession 
ausgeübt wird. Beim Vorliegen besonderer 
Umstände kann die zuständige Behörde die 
Frist um höchstens sechs Monate verlängern. 

(3) unverändert 
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(6) Ist die Apotheke im Zeitpunkt des Er- 
löschens der Realkonzession verpachtet, so 
bedarf der Pächter einer Zwischenerlaubnis. 
Endet das Pachtverhältnis vor der Erteilung 
der neuen Realkonzession, so gilt Absatz 5. 

(7) Das Nutzungsrecht nach § 27 bleibt 
unberührt. Nach Ablauf des Nutzungsrechtes 
sind die Absätze 4 bis 6 anzuwenden. 

§ 5 

(1) Apothekenbetriebserlaubnisse nach § 1 
Nr. 7 dürfen nicht mehr erteilt werden. 

(2) Diese Erlaubnisse .erlöschen 

1. durch den Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des 
§ 2 Nr. 1 nicht mehr erfüllt. 

(3) Wird eine Apotheke , die auf Grund 
einer Apothekenbetriebserlaubnis nach $ 1 
Nr. 7 betrieben worden ist , nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes erstmalig unter Lebenden 
oder von Todes wegen von einer Person er- 
worben, die die Voraussetzungen des § 2 
erfüllt, so ist dieser auf Antrag eine Personal- 
konzession zu erteilen. 

(4) Der Antrag kann nur bis zum Ablauf 
eines Jahres nach dem Erlöschen der Erlaub- 
nis oder eines Nutzungsrechtes nach § 27 ge- 
stellt werden. § 4 Abs. 5 und 6 finden ent- 
sprechende Anwendung. 
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(6) unverändert 


(7) unverändert 


§ 5 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) entfällt 


(4) entfällt 


§ 5 a 

(1) Wird eine Apotheke, die in den Län- 
dern Bayern mit Ausnahme des Kreises Lin- 
dau, Bremen, Hessen und Baden-Württem- 
berg mit Ausnahme der Regierungsbezirke 
Südbaden und Südwürttemberg-Hohenzol- 
lern 

Lauf Grund einer Apothekenbetriebserlaub- 
nis nach § 1 Nr. 7 
oder 

2. auf Grund einer Personalkonzession nach 
§ 1 Nr. 3 

betrieben worden ist, nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes erstmalig unter Lebenden oder 
von Todes wegen von einer Person erworben, 
die die Voraussetzungen des § 2 erfüllt, so ist 
dieser auf Antrag eine Personalkonzession zu 
erteilen. 

(2) Der Antrag kann nur bis zum Ablauf 
eines Jahres nach dem Erlöschen der Erlaub- 
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DRITTER ABSCHNITT 
Personalkonzession 
§ 6 

(1) Für eine Apotheke,' die auf Grund einer 
Personalkonzession Betrieben wurde, ist nach 
deren Erlöschen eine Personalkonzession im 
Wege der Ausschreibung neu zu erteilen, es 
sei denn, daß der Kreis der durch die Apo- 
theke zu versorgenden Personen sich so stark 
vermindert hat, daß ein ordnungsgemäßer 
Apothekenbetrieb nicht mehr aufrecht erhal- 
ten werden kann. § 10 bleibt unberührt. 

(2) Eine neue Apotheke darf nur auf 
Grund einer Personalkonzession errichtet 
werden. Die §§ 14 und 15 bleiben unberührt. 

(3) In der Konzessionsurkunde ist die ört- 
liche Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

§ 7 

(1) Personalkonzessionen für neue Apothe- 
ken sind im Wege der Ausschreibung oder 
auf Antrag zu erteilen. 

(2) Eine neue Apotheke soll im Wege der 
Ausschreibung dort errichtet werden, wo die 
Errichtung eine Verbesserung der Arznei- 
mittelversorgung herbeiführen würde. 

(3) In Stadtkreisen und Badeorten sind 
Personalkonzessione« auch auf Antrag ohne 
Durchführung eines Ausschreibung sverfahrens 
zu erteilen. Solchen Anträgen ist solange zu 
entsprechen , bis auf je 7000 Einwohner des 
betreffenden Stadtkreises oder Badeortes eine 
Apotheke vorhanden ist . Eine überschießende 
Zahl von mehr als 3500 wird als volle 7000 
gerechnet. 


(4) Ein Antrag nach Absatz 3 ist abzu- 
lehnen, wenn für den Ortsteil des Stadt- 
kreises oder für den Badeort , in dem die 
Apotheke errichtet werden soll , eine Perso- 
nalkonzession bereits ausgeschrieben ist. 
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nis oder eines Nutzungsrechtes nach § 27 
gestellt werden. § 4 Abs. 5 und 6 finden ent- 
sprechende Anwendung. 


DRITTER ABSCHNITT 
Personalkonzession 
§ 6 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) In der Konzessionsurkunde ist die 
Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

§ 7 

(1) unverändert 


(2) Eine neue Apotheke soll im Wege der 
Ausschreibung dort errichtet werden, wo die 
Errichtung eine Verbesserung der Arznei- 
versorgung herbeiführen würde. 

(3) In Gemeinden mit über 30 000 Ein- 
wohnern ist eine Personalkonzession ohne 
Ausschreibung auf Antrag zu erteilen, wenn 
auf Grund der am Jahresende statistisch fest- 
gestellten Einwohnerzahl nicht auf je 
7000 Einwohner eine Apotheke entfällt und 
die zuständige Behörde nicht innerhalb eines 
Jahres die hiernach mögliche Anzahl von 
Apotheken ausgeschrieben hat. Eine über- 
schießende Zahl von mehr als 3500 wird als 
volle 7000 gerechnet. 

(4) Bewerber um die Gründung einer Apo- 
theke nach Absatz 3 müssen ein Approba- 
tionsalter von mindestens zehn Jahren haben. 
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(5) Der Anwendung der Verhältniszahlen 
nach Absatz 3 ist die amtlich fortgeschriebene 
Einwohnerzahl zu Grunde zu legen. 


§ 8 

(1) Bewerber im Ausschreibung? verfahren 
und Antragsteller nach § 7 A'bs. 3 müssen die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllen. Antrag- 
steller nach § 7 Abs . 3 müssen außerdem 
nachweisen y daß sie über die für den Betrieb 
der Apotheke erforderlichen Räume ver- 
fügen. 

(2) Im Ausschreibungsverfahren sind die 
Bewerber nach ihrer Eignung unter beson- 
derer Berücksichtigung des Berechtigungs- 
alters auszuwählen. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über 
das Verfahren bei der Ausschreibung von 
Personalkonzessionen und die Berechnung des 
Bere ch tigungsalte rs unter B erücksi chtigung der 
beruflichen Tätigkeit und der persönlichen 
und sozialen Verhältnisse des Bewerbers zu 
erlassen. 

§ 9 

(1) Bewirbt sich ein Kind des bisherigen 
Inhabers einer Personälkonzession, das die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllt, um eine Per- 
sonalkonzession für die auf Grund der er- 
loschenen Konzession betriebenen Apotheke, 
so ist sie ihm zu erteilen, wenn sein Berechti- 
gungsalter nicht mehr als zehn Jahre hinter 
dem des Bewerbers zurückbleibt, der andern- 
falls die Konzession erhalten würde. 

(2) Der Inhaber einer nach Absatz 1 erteil- 
ten Personalkonzession hat für jedes Jahr, um 
das die Berechtigungsalter voneinander ab- 
weichen, eine Abgabe in Höhe von sechs vom 
Hundert des Durchschnittsumsatzes der letz- 
ten drei Jahre vor Übernahme der Apotheke 
an eine von der zuständigen Landesbehörde 
zu bezeichnende Einrichtung zur Unter- 
stützung angestellter Apotheker, deren An- 
gehörige und Hinterbliebene zu leisten. Zeit- 
spannen unter einem Jahr werden als volle 
Jahre gerechnet. 

§ 10 

(1) Die Personalkonzession ist ohne Aus- 
schreibung zu erteilen, wenn sie von einem 


* 
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(5) Der Anwendung der Einwohner- und 
Verhältniszahlen nach Absatz 3 ist die amt- 
lich fortgeschriebene Einwohnerzahl zugrun- 
de zu legen. 

§ 8 

(1) Bewerber im Ausschreibungsverfahren 
und Antragsteller nach § 7 Abs. 3 müssen die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllen. 


(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften 
über das Verfahren bei der Ausschreibung 
und Vergabe von Personalkonzessionen und 
die Berechnung des Berechtigungsalters unter 
Berücksichtigung der beruflichen Tätigkeit 
und der persönlichen und sozialen Verhält- 
nisse des Bewerbers zu erlassen. 

§ 9 

u n v e r ä n d e r t 


§ 10 

(1) Die Personalkonzession ist ohne Aus- 
schreibung zu erteilen, wenn sie von einem 
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Apotheker beantragt wird, der die Apotheke 
während der letzten fünfzehn Jahre vor dem 
Erlöschen der Konzession oder eines Nut- 
zungsrechtes nach § 27 als Pächter ohne we- 
sentliche Beanstandungen geleitet hat. 


(2) Dasselbe gilt für einen Apotheker, der 
eine von ihm gepachtete, durch den Krieg 
zerstörte oder erheblich beschädigte Apotheke 
auf eigene Kosten wieder betriebsfähig ge- 
macht hat und der ein Berechtigungsalter von 
mindestens fünfzehn Jahren hat. 

§ 11 

(1) Die Personalkonzession erlischt, 

1. wenn der Inhaber auf ihre Ausübung ver- 
zichte t, 

2. wenn er stirbt. 


(2) Nach dem Erlöschen der Personalkon- 
zession hat die zuständige Behörde für die 
Apotheke einen Verwalter zu bestellen, es 
sei denn, daß nach § 6 Abs. 1 eine neue Per- 
sonalkonzession nicht mehr zu erteilen ist. 
Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 gilt dies jedoch 
nur dann, wenn Nutzungsberechtigte nach 
§ 27 nicht vorhanden sind oder wenn sie ihre 
Rechte nicht ausüben. Der Verwalter führt 
die Apotheke für Rechnung des Inhabers 
oder der Erben. Ihm ist eine befristete 
Zwischenerlaubnis zu erteilen. 

(3) Der bisherige Inhaber hat bis zu einem 
Jahre nach dem Verzicht, nicht nutzungs- 
berechtigte Erben oder Erben, die das 
Nutzungsrecht nicht ausüben, haben bis zur 
Dauer eines Jahres nach Eintritt des Erbfalles 
zu dulden, daß die Apotheke durch den Ver- 
walter betrieben wird. 

§ 12 

(1) Die Personalkonzession ist zurückzu- 
nehmen, wenn der Inhaber 

1. ihre Erteilung durch unlautere Mittel, wie 
Täuschung, Drohung oder Bestechung her- 
beigeführt hat. 
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Apotheker beantragt wird, der die Apotheke 
während der letzten fünfzehn Jahre vor dem 
Erlöschen der Konzession oder eines Nut- 
zungsrechtes nach § 27 als Pächter ohne 
wesentliche Beanstandungen geleitet hat oder 
mindestens zwanzig Jahre in der Apotheke 
als Angestellter tätig war, wenn er die Vor- 
aussetzungen des § 2 erfüllt. Der Anspruch 
des Pächters geht dem des Angestellten vor- 
aus. 

(2) unverändert 


§ 11 

(1) Die Personalkonzession erlischt, 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des 
§ 2 Nr. 1 nicht mehr erfüllt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 12 

(1) Die Personalkonzession ist zurückzu- 
nehmen, wenn der Inhaber 

1. e n t f ä 1 1 1 
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2. die Voraussetzung des § 2 Nr. 1 nicht mehr 
erfüllt , 

3. innerhalb eines Jahres vom Zeitpunkt der 
Erteilung der Konzession den Betrieb der 
Apotheke nicht aufgenommen hat. 

(2) Die Personalkonzession kann zurück- 
genommen werden, wenn 

1. die Behörde, ohne daß ein Fall des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 vorliegt, das Vorliegen der 
nach § 2 erforderlichen Voraussetzungen 
irrtümlich angenommen hat, 

2. der Inhaber nicht mehr die Voraussetzun- 
gen des § 2 Nr. 2 bis 5 erfüllt. 

(3) Die Frist nach Absatz 1 Nr. 3 kann aus 
wichtigen Gründen verlängert werden. 

(4) § 11 Abs. 2 Satz 1, 3 und 4 gelten ent- 
sprechend. Der bisherige Inhaber hat bis zur 
Dauer eines Jahres nach der Zurücknahme 
und im Falle der Ausschreibung einer neuen 
Personalkonzession bis zu ihrer Erteilung zu 
dulden, daß die Apotheke durch den Ver- 
walter betrieben wird. 

§ 13 

(1) Wird eine Personalkonzession neu er- 
teilt, so können der frühere Konzessions- 
inhaber oder dessen Erben von dem neuen 
Konzessionsinhaber verlangen, daß dieser eine 
angemessene Vergütung für die persönliche 
Leistung des bisherigen Konzessionsinhabers 
bei dem Betrieb der Apotheke entrichtet. Sie 
darf zehn vom Hundert des durchschnitt- 
lichen Jahresumsatzes der letzten drei Jahre 
vor Übernahme der Apotheke nicht über- 
schreiten. Der Anspruch besteht nicht, wenn 
die Apotheke vor der Übernahme länger als 
fünf Jahre verpachtet war oder wenn der 
neue Konzessionsinhaber der bisherige Päch- 
ter der Apotheke ist. 

(2) Wurde die Apotheke in gemieteten 
oder gepachteten Räumen betrieben und 
haben der frühere Konzessionsinhaber oder 
dessen Erben Aufwendungen für angemessene 
bauliche Verbesserungen gemacht, so können 
sie von dem neuen Konzessionsinhaber, der 
diese Räume weiter benutzt, Ersatz für diese 
Aufwendungen unter Berücksichtigung der 
inzwischen eingetretenen Abnutzung verlan- 
gen; der Anspruch besteht nicht, soweit An- 
sprüche auf Ersatz dieser Aufwendungen 
gegenüber dem Vermieter oder Verpächter 
begründet sind. 
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2. e n t f ä 1 1 1 

3. unverändert 


(2) Die Personalkonzession kann zurück- 
gezogen werden, wenn 

1. die Behörde das Vorliegen der nach § 2 
erforderlichen Voraussetzungen irrtümlich 
angenommen hat oder durch unlautere 
Mittel zur Erteilung der Personalkonzes- 
sion bestimmt worden ist, 

2. unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 


§ 13 

unverändert 
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VIERTER ABSCHNITT 

Zweigapotheken, Krankenhausapotheken 
§ 14 

(1) Dem Inhaber eines Privilegs, eines Real- 
rechts, einer Realkonzession, einer Personal- 
konzession oder einer Betriebserlaubnis nach 
§ 1 Nn 7 oder eines Nutzungsrechtes nach 
§ 27 kann von der zuständigen Behörde die 
Erlaubnis zum Betrieb einer Zweigapotheke 
in einem Nachbarort oder in einem Ortsteil 
der gleichen Gemeinde erteilt werden, wenn 
die Errichtung im Interesse der Arzneimittel- 
versorgung der Bevölkerung liegt, die Vor- 
aussetzungen für den Betrieb einer leistungs- 
fähigen selbständigen Apotheke jedoch nicht 
gegeben sind. 

(2) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Zweig- 
apotheke ist auf drei Jahre zu begrenzen. Sie 
kann jeweils um ein weiteres Jahr verlängert 
werden, es sei denn, daß nach § 7 eine neue 
Apotheke errichtet wird. 

(3) Eine Zweigapotheke darf nur zusam- 
men mit der Stammapotheke verpachtet 
werden. 

(4) Die Zweigapotheke muß von einem 
Verwalter geleitet werden. 

§ 15 

(1) Dem Träger einer oder mehrerer Kran- 
kenanstalten ist auf Antrag die Erlaubnis zur 
Errichtung und zum Betrieb von Kranken- 
hausapotheken zu erteilen. Die Erlaubnis gilt 
nur für die in der Erlaubnisurkunde bezeich- 
nten Räumlichkeiten. 


(2) Die Leitung einer Krankenhausapotheke 
ist einer Person zu übertragen, die die Vor- 
aussetzungen des § 2 erfüllt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Verpachtung und Verwaltung 
von Apotheken 

§ 16 

(1) Eine Apotheke darf nur verpachtet 
werden, soweit die Verpachtung durch dieses 
Gesetz vorgeschrieben oder zugelassen ist. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Zweigapotheken, Krankenhausapotheken 
§ 14 

(1) Dem Inhaber eines Privilegs, eines Re- 
alrechts, einer Realkonzession, einer Perso- 
nalkonzession oder einer Betriebserlaubnis 
nach § 1 Nr. 7 oder eines Nutzungs- 
rechtes nach § 27 kann von der zuständigen 
Behörde die Erlaubnis zum Betrieb einer 
Zweigapotheke in einem Nachbarort oder 
in einem Ortsteil der gleichen Gemeinde er- 
teilt werden, wenn die Errichtung im Inter- 
esse der Arzneiversorgung der Bevölkerung 
liegt, die Voraussetzungen für den Betrieb 
einer leistungsfähigen selbständigen Apotheke 
jedoch nicht gegeben sind. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 15 

(1) Dem Träger einer oder mehrerer Kran- 
kenanstalten ist auf Antrag die Erlaubnis zur 
Errichtung und zum Betrieb einer oder meh- 
rerer Krankenhausapotheken zu erteilen. Die 
Abgabe von Arzneien darf nur an die In- 
sassen und Beschäftigten der Krankenanstal- 
ten erfolgen. Die Erlaubnis gilt nur für die 
in der Erlaubnisurkunde bezeichneten Räum- 
lichkeiten. 

(2) unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Verpachtung und Verwaltung von 
Apotheken 

§ 16 

(1) unverändert 
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(2) Der Pächter muß die Voraussetzungen 
des § 2 erfüllen. 


§ 17 

(1) Eine Apotheke ist zu verpachten, 

1. wenn der Inhaber der Berechtigung eine 
der Voraussetzungen des § 2 Nr. 2 bis 5 
nicht oder nicht mehr erfüllt, die Berechti- 
gung jedoch nicht zurückgenommen ist; 

2. im Falle des § 27 Abs. 1. 

(2) Wird der Abschluß des Pachtvertrages 
oder dessen Vorlage verzögert, so kann die 
zuständige Behörde die erforderlichen Anord- 
nungen gemäß § 29 Abs. 3 treffen oder eine 
Verfügung erlassen, welche die Wirkung eines 
Pachtvertrages hat (Pachtverfügung). 

(3) Die Verpachtung einer Apotheke kann 
zugelassen werden, wenn der Inhaber der Be- 
rechtigung aus einem wichtigen Grund die 
Apotheke länger als sechs Monate nicht selbst 
zu leiten beabsichtigt. 

§ 18 

(1) Pachtverträge über Apotheken bedür- 
fen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung 
der zuständigen Behörde. Der Verpächter soll 
den Pachtvertrag drei Monate vor dem Zeit- 
punkt, zu dem er in Kraft treten soll, zur 
Genehmigung vorlegen. Bei der Vorlage soll 
er die in den letzten drei Jahren erzielten 
Umsätze und Reingewinne nachweisen. 

(2) Änderungen des Pachtvertrages bedür- 
fen der Genehmigung durch die zuständige 
Behörde. 

§ 19 

(1) Der Pachtvertrag soll Bestimmung 
darüber treffen, wer die Kosten zu tragen 
hat, die erforderlich sind, um die nach der 
Apothekenbetriebsordnung vorgeschriebenen 
Betriebsräume, Einrichtungen und Geräte in 
verwendungsfähigem Zustande zu erhalten. 


(2) Die Pachtdauer darf nicht weniger als 
fünf Jahre betragen, es sei denn, daß beson- 
dere Umstände eine kürzere Pacht dauer 
j-echtfertigen. 
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(2) Der Pächter muß die Voraussetzungen 
des § 2 erfüllen und mindestens drei Jahre 
nach der Approbation als Apotheker tätig 
gewesen sein. 

§ 17 

unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 

(1) Der Pachtvertrag soll die wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen dem Inhaber 
und dem Pächter abschließend regeln. Er soll 
auch Bestimmung darüber treffen, wer die 
Kosten zu tragen hat, die erforderlich sind, 
um die nach der Apothekenbetriebsordnung 
vorgeschriebenen Betriebsräume, Einrichtun- 
gen und Geräte in verwendungsfähigem Zu- 
stande zu erhalten. 

(2) unverändert 
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§ 20 

(1) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
der Pachtvertrag den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zuwiderläuft. 

(2) Die Genehmigung ist ferner zu ver- 
sagen, wenn die ordnungsgemäße Arznei- 
mittelversorgung der Bevölkerung dadurch 
gefährdet wird, daß im Pachtvertrag 

1. der Pachtzins einschließlich aller Neben- 
leistungen, auch des Entgelts für die 
Räume, im Verhältnis zum durchschnitt- 
lichen Umsatz und Reingewinn der Apo- 
theke in den letzten drei Jahren unver- 
hältnismäßig hoch vereinbart ist, 

2. die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit des 
Pächters unangemessen einengende Bedin- 
gungen vereinbart sind, insbesondere, 
wenn sich der Verpächter eine Sicherstel- 
lung, ein Darlehen oder sonstige Vermö- 
gensvorteile in nicht gerechtfertigter Höhe 
ausbedungen oder wenn der Pächter Drit- 
ten gegenüber Verpflichtungen übernom- 
men hat, die die Leistungsfähigkeit der 
Apotheke gefährden. 

§ 21 

(1) Pachtverträge können von der zustän- 
digen Behörde jederzeit von Amts wegen 
oder auf Antrag eines Vertragsteiles über- 
prüft werden. 

(2) Ergibt die Überprüfung, daß der Päch- 
ter die Voraussetzungen des § 2 nicht mehr 
erfüllt, so hat die zuständige Behörde durch 
Verfügung das Pachtverhältnis zu beenden. 

(3) Wird durch den Vertrag die ordnungs- 
gemäße Arzneimittelversorgung gefährdet, so 
kann die zuständige Behörde verlangen, daß 
die Beteiligten binnen drei Monaten eine 
Änderung des Vertrages vornehmen. Wird 
innerhalb dieser Frist eine den zu stellenden 
Anforderungen genügende Abänderung nicht 
vorgenommen, so findet § 17 Abs. 2 sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 22 

(1) Apotheken dürfen nur von einem Ver- 
walter geleitet werden, soweit die Verwal- 
tung durch dieses Gesetz vorgeschrieben oder 
zugelassen ist. 

(2) Der Verwalter muß die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 20 

(1) unverändert 


(2) Die Genehmigung ist ferner zu versa- 
gen, wenn die ordnungsgemäße Arzneiver- 
sorgung der Bevölkerung dadurch gefährdet 
wird, daß im Pachtvertrag 

1. unverändert 


2. unverändert 


§ 21 

(1) unverändert 


(2) Ergibt die Überprüfung, daß der Päch- 
ter die Voraussetzungen des § 2 nicht mehr 
erfüllt, so hat die zuständige Behörde nach 
Anhören des Pächters durch Verfügung das 
Pachtverhältnis zu beenden. 

(3) Wird durch Vertrag die ordnungsge- 
mäße Arzneiversorgung gefährdet, so kann 
die zuständige Behörde verlangen, daß die 
Beteiligten binnen drei Monaten eine Ände- 
rung des Vertrages vornehmen. Wird inner- 
halb dieser Frist eine den zu stellenden An- 
forderungen genügende Abänderung nicht 
vorgenommen, so findet § 17 Abs. 2 sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 22 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 23 

(1) Apotheken, die nach § 17 verpachtet 
werden müssen, dürfen während eines Zeit- 
raumes bis zu sechs Monaten von einem Ver- 
walter geleitet werden. Diese Frist rechnet 
von dem Beginn des Kalendermonats, der auf 
den Monat folgt, in dem die Voraussetzun- 
gen für die Verpachtung der Apotheke ein- 
getreten sind. In Ausnahmefällen kann die 
zuständige Behörde die Frist um weitere 
sechs Monate verlängern. 

(2) Die zuständige Behörde kann zur Ver- 
meidung von Härten, insbesondere, wenn der 
Umsatz oder Reingewinn der Apotheke so 
gering ist, daß eine Verpachtung wirtschaft- 
lich nicht tragbar erscheint, genehmigen, daß 
die Apotheke verwaltet wird. 

§ 24 

(1) Bestellt der Inhaber einer Apotheke 
einen Verwalter, so hat er diesen gleichzeitig 
der zuständigen Behörde zu benennen. 

(2) Die Verwaltungsverträge sind der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
§21 Abs. 2 und 3 finden entsprechende An- 
wendung. 


§ 23 

unverändert 


§ 24 

(1) unverändert 

(2) Die Verwaltungsverträge bedürfen der 
Schriftform und sind der zuständigen Behörde 
auf Verlangen vorzulegen. § 21 Abs. 2 und 3 
finden entsprechende Anwendung. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 25 

(1) Der Inhaber einer Betriebsberechtigung 
ist verpflichtet, die Berechtigung auszuüben. 

(2) Er hat die Apotheke selbst zu leiten, 
es sei denn, daß die Verpachtung oder Ver- 
waltung der Apotheke nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes vorgeschrieben oder zugelas- 
sen ist. 

(3) Der Inhaber einer Betriebsberechtigung 
darf über den Zeitraum von 18 Monaten 
hinaus weitere Berechtigungen nicht ausüben 
oder nutzen, ausgenommen die Erlaubnis 
zum Betrieb einer Zweigapotheke. 

§ 26 

Die Verlegung einer Apotheke auf ein an- 
deres Grundstück bedarf der Genehmigung 
der zuständigen Behörde. Die Genehmigung 
darf nur erteilt werden, wenn sich der Kreis 
der durch die Apotheke zu versorgenden Per- 


SECHSTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 
§ 25 

unverändert 


§ 26 

Die Verlegung einer Apotheke auf ein an- 
deres Grundstück bedarf der Genehmigung 
der zuständigen Behörde. Die Genehmigung 
darf nicht erteilt werden, wenn ein öffent- 
liches Interesse der Verlegung entgegensteht. 
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Entwurf 

sonen nicht wesentlich ändert oder wenn ein 
öffentliches Interesse an der Verlegung der 
Apotheke besteht. 

§ 27 

(1) Nach dem Tod des Inhabers eines Pri- 
vilegs, eines Realrechts, einer Realkonzession, 
einer Personalkonzession oder einer Betriebs- 
erlaubnis nach § 1 Nr. 7 darf die Apotheke 
von dem überlebenden Ehegatten auf Lebens- 
zeit oder von seinen Kindern bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem das jüngste der Kinder das 
21. Lebensjahr vollendet, nach Maßgabe der 
Vorschriften des Fünften Abschnittes genutzt 
werden, soweit sie Erben sind. Für den Wit- 
wer der Inhaberin einer der genannten Be- 
triebsberechtigungen gilt dies nur dann, wenn 
er zur Zeit ihres Todes einen gesetzlichen 
Unterhaltsanspruch gegen sie hatte. 

(2) Erfüllt der nutzungsberech tagte über- 
lebende Ehegatte des Inhabers einer Personal- 
konzession oder einer Betriebserlaubnis nach 
§ 1 Nr. 7 die Voraussetzungen des § 2, so ist 
ihm auf Antrag eine Personalkonzession zu 
erteilen. 

(3) Eine Ehe, die nach Vollendung des 
65. Lebensjahres des Inhabers einer Berechti- 
gung nach Absatz 1 geschlossen ist, begründet 
keine Rechte nach den Absätzen 1 und 2. 

§ 28 

Die §§ 16 bis 27 finden auf Krankenhaus- 
apotheken keine Anwendung. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Aufsicht 

§ 29 

(1) Der Betrieb der Apotheke untersteht 
der Aufsicht der zuständigen Behörde. 

(2) Die mit der Überwachung der Apothe- 
ken beauftragten Personen sind befugt, 
Räume, die dem Apothekenbetrieb dienen, 
während der Geschäftszeit zu betreten und 
in ihnen Besichtigungen vorzunehmen. Das 
Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Die Befolgung der Anordnungen der 
zuständigen Behörde kann nach Maßgabe der 
landesrechtlichen Bestimmungen mit Zwangs- 
mitteln durchgesetzt werden. Die zuständige 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 27 

(1) u n v erändert 


(2) unverändert 


(3) Eine Ehe, die nach Vollendung des 
65. Lebensjahres des Inhabers einer Berechti- 
gung nach Absatz 1 geschlossen oder eine 
Adoption, die von ihm nach diesem Zeit- 
punkt vorgenommen ist, begründet keine 
Rechte nach den Absätzen 1 und 2. 

§ 28 

unverändert 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Aufsicht 
' § 29 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

Behörde kann die Apotheke schließen oder 
anordnen, daß sie vorübergehend durch einen 
Verwalter betrieben wird. § 11 Abs. 2 Satz 3 
und 4 finden entsprechende Anwendung. 


§ 30 

Wird eine Apotheke betrieben, ohne daß 
eine Betriebsberechtigung oder ein Nutzungs- 
recht nach § 27 vorliegt, oder wird eine Be- 
triebsberechtigung von einer nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes dazu nicht befugten 
Person ausgeübt, so ist die Apotheke zu 
schließen. Die zuständige Behörde kann ge- 
statten, daß die Apotheke durch einen Ver- 
walter weiter betrieben wird, bis eine Be- 
triebsberechtigung erteilt oder auf eine Per- 
son übergegangen ist, die zur Ausübung der 
Betriebsberechtigung befugt ist. § 11 Abs. 2 
Satz 3 und 4 finden entsprechende Anwen- 
dung. 


'S 34 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über 
die Räume, die Einrichtung und den Betrieb 
von Apotheken zu erlassen, soweit sie zum 
Zwecke der einwandfreien Herstellung, Prü- 
fung, Aufbewahrung und Abgabe von 
Arzneimitteln erforderlich sind (Apotheken- 
betriebsordnung) . 

'S 32 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die nach diesem Gesetz zuständigen Behör- 
den sowie über das Verwaltungsverfahren zu 
erlassen. 

ACHTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ 33 . 

Wer eine Apotheke betreibt oder nutzt , 
ohne nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
dazu befugt zu sein, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(4) Zur Beseitigung von festgestellten Män- 
geln ist derjenige verpflichtet, der die Apo- 
theke betreibt. 

S 30 

Wird eine Apotheke betrieben, ohne daß 
eine Betriebsberechtigung oder ein Nut- 
zungsrecht nach § 27 vorliegt, oder wird eine 
Betriebsberechtigung von einer nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes dazu nicht be- 
fugten Person ausgeübt, so ist die Apotheke 
zu schließen. Der Betroffene ist vorher zu 
hören. Die zuständige Behörde kann gestat- 
ten, daß die Apotheke durch einen Verwal- 
ter weiter betrieben wird, bis eine Betriebs- 
berechtigung erteilt oder auf eine Person 
übergegangen ist, die zur Ausübung der Be- 
triebsberechtigung befugt ist. § 11 Abs. 2 
Satz 3 und 4 finden entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 31 

unverändert 


§ 32 

unverändert 


ACHTER ABSCHNITT _ 

Straf- und Bußgeldvorschriften 
S 33 

Wer eine Apotheke betreibt, verwaltet 
oder verpachtet, ohne nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes dazu befugt zu sein, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geld- 
strafe nicht unter 1000 Deutsche Mark be- 
straft. 
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§ 34 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. den nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 24 Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 1 und § 25 Abs. 1 und 2 
bestehenden Pflichten zuwiderhandelt; 

2. eine Apotheke ohne die nach § 26 erfor- 
derliche Genehmigung der zuständigen Be- 
hörde verlegt; 

3. gegen die nach § 31 erlassenen Vorschrif- 
ten verstößt, soweit in diesen Vorschriften 
auf die Bußgeldbestimmung dieses Gesetzes 
verwiesen wird. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
für ein gewerbliches Unternehmen, das nicht 
auf Grund einer Betriebsberechtigung, eines 
Nutzungsrechtes nach § 27 oder eines ärzt- 
lichen oder tierärztlichen Dispensierrechtes 
betrieben wird, die Bezeichnung „Apotheke“ 
oder eine Bezeichnung führt, die in einer 
Wortverbindung oder Wortzusammensetzung 
das Wort „Apotheke“ enthält. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

NEUNTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 35 

( 1) % Betriebsberechtigungen , die mindestens 
seit dem 9. Dezember 1948 bestehen , unter- 
liegen für die Zurechnung zu einer der im 
§ 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Betriebsberechti- 
gungen den zu diesem Zeitpunkt für sie gel- 
tenden Vorschriften. 

(2) Ist nach dem 1. März 1954 eine Perso- 
nalkonzession auf Antrag des Inhabers in eine 
Betriebserlaubnis nach § 1 Nr. 7 umgewan- 
delt worden , so gilt die Umwandlung als 
nicht erfolgt. 

§ 36 

Eine Betriebsberechtigung darf einer Per- 
sonenmehrheit, einer offenen Handelsgesell- 
schaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer juristischen Person nicht mehr erteilt 
werden. Dies gilt nicht für Berechtigungen 
nach § 1 Nr. 4 und 5. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 34 

unverändert 


NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

S 35 

entfällt 


§ 36 

(1) Eine Betriebsberechtigung darf einer 
Personenmehrheit, einer offenen Handelsge- 
sellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer juristischen Person nicht mehr erteilt 
werden. Dies gilt nicht für Berechtigungen 
nach § 1 Nr. 4 und 5. 

(2) Personalkonzessionen, deren Inhaber 
Gemeinden sind, erlöschen mit dem Inkraft- 
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§ 37 

(1) Für bestehende Zweigapotheken ver- 
bleibt es hinsichtlich der Fristen nach § 14 
Abs. 2 bei dem bisher geltenden Recht. 

(2) Auf bestehende Pachtverträge über 
Zweigapotheken finden die Vorschriften des 
§ 14 Abs. 3 und 4 keine Anwendung. 

% 38 

Einrichtungen, die der Arzneimittelversor- 
gung von Angehörigen von Verbänden 
dienen, die in Gemeinschaftsunterkünften zu- 
sammengefaßt sind, unterliegen nicht den 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 39 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten alle entgegenstehenden Bestimmungen 
außer Kraft, insbesondere 

1. das Gesetz über die Verpachtung und Ver- 
waltung öffentlicher Apotheken vom 
13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1445), 

2. die Erste Verordnung zum Gesetz über die 
Verpachtung und Verwaltung öffentlicher 
Apotheken vom 26. Marz 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 317) in der Fassung der Zwei- 
ten Verordnung zum Gesetz über die Ver- 
pachtung und Verwaltung öffentlicher 
Apotheken vom 5. Dezember 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 745), 

3. das Gesetz über die vorläufige Regelung 
der Errichtung neuer Apotneken vom 
13. Januar 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 9) in 
der Fassung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung dieses Gesetzes vom 11. August 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 256). 

(2) Mit dem Inkrafttreten einer Verord- 
nung nach § 31 treten die landesrechtlichen 
Apothekenbetriebsordnungen außer Kraft. 

§ 40 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 41 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


treten dieses Gesetzes. Sie sind den bisherigen 
Pächtern auf Antrag neu zu erteilen. 

§ 37 

unverändert 


§ 38 

Einrichtungen, die der Arzneiversorgung 
von Angehörigen von Verbänden dienen, 
die in Gemeinschaftsunterkünften zusam- 
mengefaßt sind, unterliegen nicht den Vor- 
schriften dieses Gesetzes. 

§ 39 

unverändert 


§ 40 

unverändert 


§ 41 

unverändert 
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